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Reform des Versorgungsausgleichs
Der Deutsche Bundestag hat am 12.2.2009 die von Bundesjustizministerin Brigitte Zypries vorgeschlagene Reform des Versorgungsausgleichs beschlossen. Das Recht des Versorgungsausgleichs wird damit grundlegend neu geordnet. Das Reformgesetz sieht vor, dass künftig jedes in der Ehe aufgebaute Versorgungsanrecht gesondert im jeweiligen Versorgungssystem zwischen den Ehegatten geteilt wird. Durch diese Teilung erhält der jeweils berechtigte Ehegatte einen eigenen Anspruch gegen den Versorgungsträger des jeweils verpflichteten Ehegatten. Das ist der Grundsatz der "internen Teilung". Er löst das fehlerbehaftete Prinzip der Verrechnung aller Anrechte und des Einmalausgleichs über die gesetzliche Rentenversicherung ab. Künftig können so auch die Anrechte aus der betrieblichen und privaten Altersvorsorge schon bei der Scheidung vollständig geteilt werden. Nachträgliche Ausgleichs- und Abänderungsverfahren werden weitgehend entbehrlich. In bestimmten Fällen findet ein Versorgungsausgleich nicht mehr statt: Bei einer kurzen Ehezeit von bis zu drei Jahren ist der Ausgleich ausgeschlossen, es sei denn, ein Ehegatte beantragt die Durchführung. Das Gesetz bedarf noch der Zustimmung des Bundesrates. Es soll am 1. September 2009 in Kraft treten. BMJ-Informationen



Kinderbonus und Anrechnung auf den Unterhalt
Einerseits wird zu Recht ausdrücklich festgelegt, dass der Kinderbonus als Einmalbetrag bei Sozialleistungen, deren Zahlung von anderem Einkommen abhängig ist, nicht als Einkommen des Kindes gilt. Auch der staatliche Unterhaltsvorschuss nach

§ 1 UVG wird nicht etwa durch Anrechnung verringert. Andererseits legt aber die Gesetzesbegründung nahe: Dieser einmalige Kinderbonus soll unterhaltsrechtlich wie Kindergeld behandelt werden. Folglich soll er in entsprechender Anwendung des § 1612 b BGB den Unterhaltsanspruch des Kindes im Monat der Zahlung durch Anrechnung verringern. Damit werden unterhaltsberechtigte Kinder

insbesondere alleinerziehender Elternteile gravierend benachteiligt. Ihr Barunterhalt

wird im Monat der Auszahlung um 100 Euro (Volljährige) bzw. 50 Euro (Minderjährige)

gekürzt. Ein „Beitrag zum Konjunkturaufschwung“ kann so nicht erreicht werden. 
(Stellungnahme des Deutschen Instituts für Jugendhilfe und Familienrecht, DIJuF)
Europa: Justiz Portal ohne Grenzen 

Die tschechische Ratspräsidentschaft treibt die Arbeiten am e-Justiz Portal weiter voran. Die Einführung des Portals ist bis Ende des Jahres geplant. Das wurde während einer Konferenz der Ratspräsidentschaft (17.-18.2.2009) zum Thema „e-Jusitz ohne Grenzen“ deutlich. Die E-Justiz-Strategie der EU-Kommission will durch eine verstärkte Verlagerung von Informationen und Verfahren auf die elektronischen Kommunikationswege die Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten im Bereich der Justiz verbessern. (s. EiÜ 32/08, „Rom III“). Durch das entstehende Portal sollen Informationen für Bürger und Unternehmen bereitgestellt werden. Mithilfe des Portals soll es in Zukunft möglich sein, ganze Verfahren auf dem elektronischen Wege abzuwickeln (s. EiÜ 27/08). Im Rahmen seines Programms der „grenzenlosen Justiz“ will die tschechische Ratspräsidentschaft auch die Anwendung von Videokonferenzen bei Verfahren innerhalb der Union fördern.
BGH: Berücksichtigung neuer Unterhaltspflichten 

Schuldet der Unterhaltspflichtige neben dem unterhaltsberechtigten geschiedenen Ehegatten auch nachehelich geborenen Kindern oder einem neuen Ehegatten Unterhalt, sind die neu hinzugekommenen Unterhaltspflichten auch bei der Bemessung der ehelichen Lebensverhältnisse (§ 1578 Abs. 1 BGB) der geschiedenen Ehe zu berücksichtigen. Soweit ein nachehelicher Karrieresprung lediglich einen neu hinzugetretenen Unterhaltsbedarf auffängt, ist das daraus resultierende Einkommen in die Unterhaltsbemessung einzubeziehen (im Anschluss an das Senatsurteil vom 17. Dezember 2008 - XII ZR 9/07)
Az XII ZR 119/07, Urteil vom 21.1.2009, beim BGH unter Entscheidungen. 
BGH: Ehezeitanteil und später bewilligte Rente
Bezieht ein Ehegatte zum Zeitpunkt der Entscheidung über den Versorgungsausgleich bereits eine Rente, ist der auf das Ende der Ehezeit bezogene Ehezeitanteil dieser laufenden Rente in den Versorgungsausgleich einzubeziehen, und nicht der Ehezeitanteil einer zuvor gegebenen Anwartschaft (im Anschluss an die Senatsbeschlüsse vom 25. April 2007 - XII ZB 206/06 - FamRZ 2007, 1084 und vom 14. März 2007 - XII ZB 142/06 - FamRZ 2007, 891).
Weil der Versorgungsausgleich auf das Ende der Ehezeit rückbezogen ist, muss auch der Ehezeitanteil einer erst später bewilligten Rente auf diesen Zeitpunkt rückbezogen werden. Das geschieht bei einer Betriebsrente, die sich seit dem Ende der Ehezeit volldynamisch entwickelt hat, durch Rückrechnung der Volldynamik nach der entsprechenden Versorgungsordnung. Hat sich die Betriebsrente seit dem Ende der Ehezeit nicht durchgehend volldynamisch entwickelt, ist sie entweder nach einem vorhandenen Deckungskapital (§ 1587 a Abs. 3 Nr. 1 BGB) oder sonst unter Anwendung der Barwertverordnung (§ 1587 a Abs. 3 Nr. 2 BGB) bezogen auf das Ende der Ehezeit zu dynamisieren (Fortführung des Senatsbeschlusses vom 25. April 2007 - XII ZB 206/06 - FamRZ 2007, 1084).

Az XII ZB 74/08, Beschluss vom 14.1.2009, beim BGH unter Entscheidungen.
BGH: Beschwer bei Auskunftserteilung, Hinweispflicht des Gerichts

Die Beschwer einer zur Auskunft verurteilten Partei richtet sich nach deren Interesse, die Auskunft nicht erteilen zu müssen. Soweit es nicht ausnahmsweise um ein besonderes Geheimhaltungsinteresse geht, kommt es für die Bewertung dieses Abwehrinteresses auf den Zeit- und Arbeitsaufwand an, den die sorgfältige Erteilung der geschuldeten Auskunft verursacht. Das Gericht genügt seiner Hinweispflicht dann, wenn es die Parteien auf den noch fehlenden Sachvortrag unmissverständlich hinweist, falls es ihn als entscheidungserheblich ansieht. Außerdem muss das Gericht den Parteien die Möglichkeit zur sachdienlichen Ergänzung eröffnen. Hat die Partei einen nicht hinreichend eindeutigen Hinweis falsch aufgenommen, muss das Gericht den Hinweis präzisieren und der Partei erneut Gelegenheit zur Stellungnahme geben.

Az XII ZB 92/08 , Beschluss vom 12.11.2008, beim BGH unter Entscheidungen.
OLG Celle: Ehezeitanteil einer Ministerversorgung

Es geht um die Berechnung des Ehezeitanteils einer Ministerversorgung und einer Abgeordnetenversorgung im schuldrechtlichen Versorgungsausgleich. Bei der  Durchführung des schuldrechtlichen Versorgungsausgleichs nach § 1587f Nr. 2 BGB ist die schuldrechtliche Ausgleichsrente um den im Rahmen des § 1587b V BGB durchgeführten öffentlichrechtlichen Versorgungsausgleich zu kürzen. Dabei ist der insoweit maßgebende Höchstbetrag neu zu bestimmen.

Nach Eintritt der Fälligkeitsvoraussetzungen des § 1587g II 2 BGB kommt eine Abfindung nach § 1587l BGB nicht mehr in Betracht (im Anschluss an BGH, Beschluss vom 25.02.2004 - XII ZB 208/00, FamRZ 2004, 1024, 1026).
Az 10 UF 86/08, Beschluss vom 12.1.2009
OLG Stuttgart: Präklusion mit Befristungseinwand
Ist bereits eine Befristung des Ehegattenunterhalts möglich gewesen, bevor das neue Unterhaltsrecht am 1.1.2008 in Kraft trat, insbesondere nach der Rechtsprechung des BGH seit Frühjahr 2006, so sind Umstände, die in einem im Jahre 2007 entschiedenen Unterhaltsrechtsstreit bereits hätten berücksichtigt werden können, in einem nach dem 1.1.2008 eingeleiteten Abänderungsverfahren präkludiert. Die Vorschrift des § 36 Nr. 2 EGZPO steht dem nicht entgegen.

Az 16 UF 204/08, Beschluss vom 8.1.2009
OLG Schleswig: Kompensationsloser Verzicht auf den Versorgungsgleich
Ausnahmsweise ist der kompensationslose Verzicht auf den Versorgungsausgleich genehmigungsfähig, weil § 1587o II 4 BGB keine abschließende Regelung der Genehmigungsvoraussetzung enthält. Dabei ist von Bedeutung, ob es der Durchführung des Versorgungsausgleichs nicht bedarf, um für den verzichtenden Ehegatten den Grundstock einer eigenständigen Versorgung für das Alter und für den Fall der Erwerbsunfähigkeit zu legen, oder ob ein Ehegatte auf ihm an sich zustehende Versorgungsanrechte im Hinblick auf Umstände verzichtet, die im Rahmen der Härteregelung des § 1587c BGB zu berücksichtigen sind. 

Az 10 UF 77/08, Beschluss vom 7.1.2009 
OLG Braunschweig: Betreuungsbedarf bei Aufmerksamkeitsdefizitsyndrom (ADS); Synergieeffekt und Bedarfsberechnung
Bei der Betreuung eines 13 bis 15 jährigen Kindes durch die geschiedene Ehefrau ist Betreuungsunterhalt dann geschuldet, wenn das Kind an ADS leidet und dadurch ein erhöhter Betreuungsaufwand besteht; in diesem Fall erfüllt die Ehefrau ihre Erwerbsverpflichtung durch Ausübung einer Halbtagstätigkeit. Den durch das Zusammenleben des Schuldners mit seiner neuen Ehefrau entstehenden Synergieeffekten ist dadurch Rechnung zu tragen, dass im Rahmen der Bedarfsberechnung der Bedarf auf Seiten der geschiedenen Ehefrau um zehn Prozent erhöht und der Bedarf der neuen Ehefrau und des Schuldners um je fünf Prozent gesenkt wird.

Az 2 UF 29/08, Urteil vom 2.12.2008.
OLG Naumburg: Unterhaltsverpflichteter und Erwerbsobliegenheit

Die gesteigerte Erwerbsobliegenheit gegenüber einem minderjährigen Kind macht es erforderlich, dass der Unterhaltsverpflichtete, der den Mindestunterhalt nicht leisten kann, sich bundesweit um eine besser bezahlte Stelle bemüht, wenn er derzeit eine Tätigkeit ausübt, die seinem Ausbildungsstand nicht entspricht.

Az 3 UF 39/08, Urteil vom 11.11.2008, Leitsatz des Gerichts, Volltext gegen Gebühr beim Gericht. 

OLG Naumburg: Berufsfachschule als allgemeiner Schulbesuch
Der Besuch einer einjährigen Berufsfachschule ist als allgemeiner Schulbesuch i.S.d. § 1603 Abs. 2 S.2 BGB zu werten, wenn der Unterhaltsberechtigte nicht über einen Hauptschulabschluss verfügt und diesen durch den Besuch der Berufsfachschule erreichen kann.

Az 4 WF 44/08, Beschluss vom 2.10.2008, Leitsatz des Gerichts, Volltext gegen Gebühr beim Gericht.

OLG Naumburg: Kein Unterhaltsmehrbedarf für Privatgymnasium 

Allgemein bessere Fördermöglichkeiten an einem Privatgymnasium gegenüber einem staatlichen Gymnasium stellen keinen gewichtigen Grund dar, der einen Unterhaltsmehrbedarf rechtfertigen würde.

Az 3 UF 31/08, Urteil vom 9.9.2008, Leitsatz des Gerichts, Volltext gegen Gebühr beim Gericht.

OLG Hamburg: Kein gemeinsames Sorgerecht bei fehlender Kooperation
Wenn Eltern sich nicht darüber einigen können, was für ein Kind wichtig ist, dann fehlt eine wichtige Voraussetzung für Kommunikation und Kooperation, die zur Aufrechterhaltung der gemeinsamen elterlichen Sorge erforderlich sind.

Az 110 UF 45/07, Anmerkungen zum Beschluss vom 22.5.2008.

VG Stuttgart: Familienzuschlag auch für Beamte in eingetragener Lebensgemeinschaft

Beamte, die mit einer Person desselben Geschlechts in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft leben, haben Anspruch auf Familienzuschlag wie verheiratete Beamte. Die Beschränkung des Familienzuschlags Stufe 1 auf verheiratete Beamte stellt im Hinblick auf in eingetragener Lebenspartnerschaft lebende Beamte eine unmittelbare Diskriminierung dar. Diese knüpft unzulässiger Weise an die sexuelle Ausrichtung und nicht an den unterschiedlichen Familienstand an. (Antidiskriminierungsrichtlinie 2000/78/EG) Eingetragene Lebenspartner befinden sich hinsichtlich des Zwecks des Familienzuschlags Stufe 1 in einer vergleichbaren Situation wie Ehegatten. Entscheidung in Abweichung von anders lautenden Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts (Urteil vom 15.11.2007 - 2 C 33/06) und des Bundesverfassungsgerichts (Beschluss vom 06.05.2008 - 2 BvR 1830/06 PM BVerfG). Das Gericht hat die Berufung zugelassen 

Az 4 K 1604/08, Urteil vom 05.02.2009. 
Zeitschrift Forum Familienrecht
Im März-Heft erscheint ein umfassender Übersichtsaufsatz über die unterschiedliche Sicht der Gerichte zum Thema Betreuungsunterhalt, Autor: RA Dr. Winfried Born, Dortmund. Außerdem ein Aufsatz von RAin Dr. Susanne Offermann-Burckhart: Interessenkollision familienrechtlicher Angelegenheiten (Teil 2) und Dr. Anne Sanders, Universität zu Köln, schreibt über „Die geplante Hausfrau“: Sittenwidrigkeit und  Versorgungsausgleich bei der Inhaltskontrolle von Eheverträgen. 
http://www.forum-familienrecht.de/neu/startseite.php 

Nachruf
Am 28.2.2009 ist unser Kollege Rechtsanwalt und Notar Peter Trilling, Soest, nach schwerer Krankheit verstorben. Peter Trilling hat uns über lange Jahre regelmäßig auf unsere Studienreisen nach Griechenland begleitet und uns dort vor allem bei den Kontakten zu den örtlichen Juristen mit seinen hervorragenden griechischen Sprachkenntnissen unterstützt. Peter Trilling wurde 1944 in Menden geboren. Bis 1999 war er Vorsitzender des Soester Anwaltverein e.V. Er war Mitglied unserer Arbeitsgemeinschaft für Familienrecht und auch Mitglied des Vorstandes der Rechtsanwaltskammer Hamm. Dort war er Vorsitzender des Fachausschusses für Familienrecht. Darüber hinaus war Peter Trilling Mitglied der deutsch-griechischen Juristenvereinigung und vereidigter Dolmetscher und Übersetzer für Griechisch (Neu-Griechisch).

Termine

Kloster Weltenburg in Kelheim vom 15. bis 16. Mai 2009, Familienrecht im Wandel – neue Gesetze, neue Entscheidungen, neue Taktiken. Dieses Thema wird in der Geborgenheit des Klosters Weltenburg mit seiner einzigartigen Lage und der viel versprechenden Küche der Klosterschenke behandelt. 
Programm und Anmeldung
Der 60. Deutsche Anwaltstag in Braunschweig vom 21. bis 23. Mai 2009 steht unter dem Motto: „60 Jahre Grundgesetz – den Rechtsstaat gestalten“. Die Arbeitsgemeinschaft Familienrecht befasst sich in ihrer Veranstaltung mit drei Themen (Fachprogramm, S. 32-33): 
1. Anspruch auf gleiche Teilhabe am gemeinsam Erwirtschafteten und die Rechtsprechung des BGH zu den wandelbaren ehelichen Lebensverhältnissen, Referent: Prof. Dr. Dr. h.c. Gerd Brudermüller, Vors. Richter am OLG Karlsruhe, Vors. des Familiengerichtstages. 

2. Die Rechtsprechung des BVerfG und seine Bedeutung für die Entwicklung des Familienrechts, Referent: Prof. Dr. Dr. h.c. Dieter Schwab, Regensburg.

3. Europäisierung des Familienrechts, Referent: Mallory Völker, Richter am Amtsgericht (Familiengericht), Saarbrücken.

Moderation: Rechtsanwalt Dr. Mathias Grandel, Augsburg. 
(14:00 bis 17:30 Uhr in der Stadthalle Braunschweig, Congress Saal.) Im Anschluss an die Veranstaltung lädt die Arbeitsgemeinschaft Familienrecht zum traditionellen Empfang.
14. Studienreise nach Griechenland 

vom 27. Mai bis 3. Juni 2009 in Isthmia, Peloponnes, Griechenland, Kalamaki Beach Hotel. Thema: „Ehe und Familie im Wandel der Zeit“. Dr. Christine Hohmann-Dennhardt, RiBVerfG spricht über Ehe und Familie – aus Sicht unserer Verfassung und Eckart Hohmann, Präsident des Statistischen Landesamtes Wiesbaden, Stellv. Vorsitzender des Rates für Sozial- und Wirtschaftsdaten (RatSWD) über Ehe und Familie in Zahlen – eine soziologische Betrachtung. Aus europäischer Sicht referiert Dr. Jens M. Scherpe, von der University of Cambridge über Ehe und Familie in Europa.
Programm und Anmeldung.
Seminare der AG Familienrecht im DAV in allen OLG-Bezirken, organisiert von der conventionspartners GmbH, finden Sie auf unserer Internet-Seite, wo Sie sich auch online anmelden können. Im vielfältigen Angebot finden Sie auch die Seminarserie zur „Aktuellen OLG-Rechtsprechung im Familienrecht“. 

conventionpartners GmbH, Tel. 0228 - 35 00 441 Fax: 0228 - 35 00 450 

e-mail: info@cp-bonn.de
Arbeitsgemeinschaft Erbrecht im DAV: 4. Erbrechtstag vom 20. bis 21. März 2009: Hotel Palace, Budapester Straße 45, 10787 Berlin. Die Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft Familienrecht können am Erbrechtstag zu den günstigen, für Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft Erbrecht geltenden Konditionen, teilnehmen. (Programm und Anmeldung).
Arbeitsgemeinschaft Allgemeinanwalt im DAV: 1. Jahrestagung - Multidisziplinäre Zusammenarbeit in Kooperation mit dem Berliner Anwaltsverein
am 24. und 25. April 2009 in Berlin, DAV-Haus, Littenstraße 11, 10179 Berlin. Wege zur anwaltlichen Systemführerschaft auf dem Markt freiberuflicher Dienstleistungen. Themen u. a.: Vergütungsvereinbarungen und multidisziplinäre Zusammenarbeit – RDG und Zukunft der anwaltlichen Berufsordnung – Rechtsschutzversicherung – Anwalt in den Medien. Programm und Anmeldung.
Internationale Tagung an der Universität Cambridge vom 26. bis 27. Juni 2009: Marital Agreements and Private Autonomy in a Comparative Perspective. The legal status of pre-nuptial, post-nuptial and separation agreements in:

Australia–Austria–Belgium–England–France–Germany–The Netherlands–Scotland–Singapore–Spain–Sweden–USA. Principal Investigator: Dr Jens M. Scherpe, University of Cambridge. 
Vorankündigung: 5. Weltkongress für Familienrecht und Kinderrechte vom 23. bis 26. August 2009 in Halifax, Kanada. Nähere Informationen unter www.lawrights.asn.au .
v.i.S.d.P.: Rechtsanwältin Ingeborg Rakete-Dombek,
Vorsitzende  des Geschäftsführenden Ausschusses der AG Familienrecht im DAV
Für eine Abmeldung aus dem Verteiler wenden Sie sich bitte an die Mitgliederverwaltung des DAV:
Tel. 0 30 / 72 61 52--178 Frau Schuminski
D E U T S C H E R  A N W A L T V E R E I N - Littenstraße 11, 10179 Berlin, Tel.: 0 30 / 72 61 52 -  0,
Fax: 0 30 / 72 61 52 - 1 90, dav@anwaltverein.de <<mailto:dav@anwaltverein.de>>
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